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Kenntnisnahme:

Die Empfehlungen des UN-Fachausschusses für das Handlungsfeld Bildung und Erziehung 
und den Grundsatz des Kindeswohls werden gemäß Vorlage Nr. 14/2453 zur Kenntnis 
genommen.

UN-Behindertenrechtskonvention (BRK):

Diese Vorlage berührt eine oder mehrere Zielrichtungen des
LVR-Aktionsplans zur Umsetzung der BRK.

ja

Gleichstellung/Gender Mainstreaming:

Diese Vorlage berücksichtigt Vorgaben des LVR-Gleichstellungsplans 2020. ja
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Worum geht es hier? 

 

 

In leichter Sprache: 

 

Im April 2015 hat eine Gruppe für die Rechte von Menschen  

mit Behinderungen der Vereinten Nationen Deutschland geprüft. 

 

Darauf soll Deutschland noch mehr achten: 

 

 Kinder und Jugendliche  

mit Behinderungen  

haben die gleichen Rechte wie Kinder und  

Jugendliche ohne Behinderungen. 

 

 

 Kinder und Jugendliche  

mit Behinderungen  

dürfen nicht schlechter behandelt werden  

als erwachsene Menschen mit  

Behinderungen. 

 

Diese Frage ist also immer wichtig:  

Welche besondere Aufmerksamkeit brauchen  

Mädchen und Jungen beim LVR, damit es ihnen gut geht?  

 

Man kann auch sagen:  

Wie schützt der LVR das Wohl der Kinder?  

 

 

Für diese Frage will der LVR jetzt viele  

Informationen sammeln, aufschreiben  

und besprechen.    



2 

 

 

 

Dieser Zusatztext in leichter Sprache soll zum einen die Verständlichkeit der Vorlage ins-

besondere für Menschen mit Lernschwierigkeiten konkret verbessern, zum anderen für 

die Grundsätze der Zugänglichkeit und Barrierefreiheit im Bereich Information und Kom-

munikation im Sinne der Zielrichtungen 6 und 8 des LVR-Aktionsplans zur UN-

Behindertenrechtskonvention sensibilisieren.  

 

Mit der Telefonnummer 0221-809-6153 erreicht man die zentrale Stabsstelle Inklusion 

und Menschenrechte (00.300). Sie gibt oder vermittelt bei Bedarf gern weitere Informa-

tionen. Bilder: © Reinhild Kassing. 

 

 

Haben Sie Fragen zu diesem Text?  

Dann können Sie beim LVR in Köln anrufen: 

0221-809-6153 

 

 

Viele Informationen zum LVR in Leichter Sprache  

finden Sie hier:  

www.leichtesprache.lvr.de 

 

http://www.leichtesprache.lvr.de/
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Zusammenfassung 

 

Die Empfehlungen des UN-Fachausschusses zur UN-Behindertenrechtskonvention aus der 

Staatenprüfung Deutschlands im Jahr 2015, die sich auf das Handlungsfeld Bildung 

und Erziehung sowie den Grundsatz des Kindeswohls beziehen, werden zusammen-

fassend dargestellt.  

 

Sie berühren zentral die Zielrichtung 10 des LVR-Aktionsplans „Gemeinsam in Vielfalt“: 

„Das Kindeswohl und Kinderrechte im LVR als inklusiven Mainstreaming-Ansatz 

schützen“. 

 

Die systematische Unterscheidung der Ebenen „Sorgerechte und -pflichten von 

Eltern“ und „Rechte ihrer Kinder“ ist von zentraler Bedeutung für den wirksamen 

Schutz der Rechte von Kindern und Jugendlichen mit und ohne Behinderungen. 

 

Vor diesem Hintergrund wird in der Staatenprüfung u.a. betont, dass Kinder und Jugend-

liche umfassend an den eigenen Angelegenheiten, die ihr Leben und seine Rahmen-

bedingungen betreffen, zu beteiligen sind (Partizipation). 

 

Der menschenrechtliche Grundsatz des Kindeswohls bedeutet in der Umsetzung der BRK, 

dass junge Menschen mit Behinderungen primär als Heranwachsende zu be-

trachten sind, die gleichberechtigt mit Gleichaltrigen ohne Behinderungen aufwachsen, 

aber besondere Schutz- und Förderbedarfe haben.  

 

Der LVR ist in vielfältigen Rollen im Handlungsfeld Erziehung und Bildung bzw. für 

Kinder und Jugendliche aktiv: im Landesjugendamt, in Schulen, in der Jugendhilfe Rhein-

land, in der Kinder- und Jugendpsychiatrie, in der Eingliederungshilfe für Kinder und Ju-

gendliche mit Behinderungen und mittelbar als (familienfreundlicher) Arbeitgeber.  

 

Um die Aufmerksamkeit für das Thema Kindeswohl bei der Umsetzung der BRK zu erhö-

hen und aufrecht zu erhalten und eine Informationsgrundlage für weitere Diskussi-

onen und Planungen im Sinne des LVR-Aktionsplans zur BRK zu finden, schlägt die 

Stabsstelle Inklusion und Menschenrechte vor, dezernatsübergreifend (unter Berücksich-

tigung der Regelungen der neuen EU-Datenschutzverordnung) das Konzept für ein neues 

Datenblatt „Kinder und Jugendliche mit Behinderungen“ zu entwickeln. 

 

Die politische Beratung und Bewertung weiterer Aspekte der Staatenprüfung und der 

Entwicklungsperspektiven des LVR obliegt ggf. den zuständigen Fachausschüssen. 
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Begründung der Vorlage Nr. 14/2453/1: 

 
Follow-up Staatenprüfung zur UN-Behindertenrechtskonvention: Empfehlungen des 

UN-Fachausschusses für das Handlungsfeld Bildung und Erziehung und den Grund-

satz des Kindeswohls aus der Perspektive des LVR 

 

Die Vorlage Nr. 14/2453 wurde in der gemeinsamen Sitzung des Ausschusses für Inklusi-

on mit seinem Beirat für Inklusion und Menschenrechte am 26.04.2018 ausführlich bera-

ten. Es wurde darum gebeten, dass die Vorlage vor dem Hintergrund der im „Quer-

schnittsausschuss“ unter menschenrechtlichen Aspekten geführten Diskussion 

zuständigkeitshalber auch im Schulausschuss, im Sozialausschuss, im Landesjugendhil-

feausschuss sowie im Gesundheitsausschuss mit inhaltlichen Hinweisen und Ergän-

zungen der Verwaltung beraten wird.  

 

Für den Schulausschuss könnten sich etwa diese Themen und Fragestellungen erge-

ben: 

 Als Schulträger steht der LVR in der kommunalen Familie zu seinen rechtlichen 

Pflichten und sorgt sowohl für eine barrierefreie und qualitätsorientierte Ausstat-

tung seiner Schulen als auch für die Förderung der schulischen Inklusion. Ange-

sichts der hohen Anzahl von Quereinstiegen in die LVR-Förderschulen (mehr als 

40 % aller Neuaufnahmen) stellt sich die Frage, welche Möglichkeiten der LVR 

hat, um die weitere Umsetzung der schulischen Inklusion zu befördern?  

 

 Der LVR hat sich schulpolitisch schon vor vielen Jahren für die Öffnung der För-

derschulen für Kinder mit und ohne sonderpädagogischem Förderbedarf ausge-

sprochen. Der Koalitionsvertrag der Landesregierung sieht diese Öffnung nunmehr 

vor. Inwieweit kann die Forderung des LVR politisch flankiert werden?   

  

 Artikel 24 UN-Behindertenrechtskonvention (BRK) betont das Recht der Schüle-

rinnen und Schüler mit Behinderungen auf Bildung einschließlich der berufli-

chen Bildung. Das Inklusionsbarometer der Aktion Mensch führt aus, dass die För-

derschule häufig eine „Einbahnstraße in Richtung Arbeitslosigkeit“ sei und „keine 

Sackgasse für Bildungschancen“ darstellen dürfe (Seite 45, vgl. Vorlage Nr. 

14/2448/1). Wie kann die Begleitung und Beratung von Familien gestaltet 

werden, um die besten Fördermöglichkeiten für die Kinder im Sinne einer ihren 

individuellen Neigungen und Fähigkeiten entsprechenden erfolgreichen Bildung 

bzw. schulischen und sozialen Entwicklung (Art. 24 BRK Abs. 2 d und e) zu errei-

chen? 

 

 Ergeben sich aus den neuen Leistungen zur Teilhabe an Bildung (BTHG) Her-

ausforderungen und Perspektiven für die LVR-Förderschulen? 

  

 

Für den Sozialausschuss könnten sich etwa diese Themen und Fragestellungen erge-

ben: 

 Auch Kinder mit Beeinträchtigungen sind primär als Heranwachsende mit beson-

deren, individuellen Bedürfnissen zu betrachten. Wie gestaltet der LVR als künfti-

ger Träger der Eingliederungshilfe die Leistungen für Jugendliche mit Behinde-

rungen insbesondere beim Übergang in das Erwachsenenalter?  
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 Wie kann das Recht auf Lebenslanges Lernen für Menschen mit Behinderungen 

auch im Lichte der neuen Leistungen zur Teilhabe an Bildung (BTHG) nach der 

Schulzeit gesichert werden (z.B. in Werkstätten)? 

 

 Welche Angemessenen Vorkehrungen trifft der LVR als Träger des Sozialen 

Entschädigungsrechts für minderjährige Opfer von Gewalttaten (Opferent-

schädigung, Schnittstelle zur Psychosozialen Prozessbegleitung)? 

 

Für den Landesjugendhilfeausschuss könnten sich etwa diese Themen und Fragestel-

lungen ergeben: 

 

 Wie werden in der Jugendhilfe im Rheinland Kinder als Träger von Rechten 

wahrgenommen und gefördert und wie wird die gleichberechtigte Teilhabe von 

Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen im Sinne des Artikels 23 UN-

Kinderrechtskonvention tatsächlich gesichert? (siehe Schnittstelle LVR-

Aktionsplan BRK und das Plakat der Nürnberger Kinderkommission) 

 

 Auch Kinder mit Beeinträchtigungen sind primär als Heranwachsende mit be-

sonderen, individuellen Bedürfnissen zu betrachten. Wie gestaltet der LVR als 

künftiger Träger der Eingliederungshilfe die Leistungen für Kinder und Jugend-

liche mit Behinderungen einschließlich der Beratung der Familien unter dem Ge-

sichtspunkt des Kindeswohls? 

 

 Wie kann die Partizipation von Kindern und Jugendlichen (mit Behinderun-

gen) in persönlichen und öffentlichen Angelegenheiten gestärkt werden (insbe-

sondere für jüngere Kinder unter 14 Jahren)? 

 

 Sind die bestehenden Beschwerdeverfahren zugänglich für Kinder und Ju-

gendliche mit Behinderungen?  

 

 Menschen mit Behinderungen haben grundsätzlich das gleiche Recht zur Adopti-

on? Gibt es Überlegungen und/oder Erfahrungen im Sinne der positiven Auswir-

kungen des Peer-Ansatzes mit der Adoption von Kindern mit Behinderungen 

durch Erwachsene mit Behinderungen? 

 

Für den Gesundheitsausschuss könnten sich etwa diese Themen und Fragestellungen 

ergeben: 

 

 Sind die Vorkehrungen für minderjährige Patientinnen und Patienten, die In-

tersexualität im Einzelfall „leben“, angemessen und ausreichend oder Bedarf es 

grundsätzlicher konzeptioneller Überlegungen? Wie ist der therapeutische Umgang 

mit nicht gelebter (verdrängter, versteckter) Intersexualität? 
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Begründung der Vorlage Nr. 14/2453: 

 
Follow-up Staatenprüfung zur UN-Behindertenrechtskonvention: Empfehlungen des 

UN-Fachausschusses für das Handlungsfeld Bildung und Erziehung und den Grund-

satz des Kindeswohls aus der Perspektive des LVR 

 

Gemäß Vorlage Nr. 14/567 („Abschließende Bemerkungen des UN-Fachausschusses für 

die Rechte von Menschen mit Behinderungen zur ersten Staatenprüfung Deutschlands“) 

informierte die Verwaltung über den Abschluss des völkerrechtlichen Prüfungsverfahrens 

der Bundesrepublik Deutschland zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention 

(BRK). Es ist beabsichtigt, schrittweise zu allen Empfehlungen der sog. Abschließenden 

Bemerkungen innerhalb des LVR zu prüfen, inwiefern sich Handlungsbedarf für den LVR 

ergibt und mit welchen Lösungsansätzen diesem Handlungsbedarf begegnet werden 

könnte. 

 

Diese „Follow-up-Vorlage“ Nr. 14/2453 bündelt die Empfehlungen des UN-

Fachausschusses, die sich auf das Handlungsfeld Bildung und Erziehung und den 

Grundsatz des Kindeswohls beziehen und ganz wesentlich die Zielrichtung 10 des LVR-

Aktionsplans „Gemeinsam in Vielfalt“ („Das Kindeswohl und Kinderrechte im LVR als in-

klusiven Mainstreaming-Ansatz schützen“). Die Empfehlungen des Ausschusses selbst 

und allgemeine Darstellungen der Verwaltung zu verschiedenen Aspekten werden in der 

Anlage 1 zur Kenntnis gebracht.   

 

 

Der menschenrechtliche Grundsatz des Kindeswohls bedeutet in der Umsetzung der 

BRK, dass junge Menschen mit Behinderungen primär als Heranwachsende zu betrachten 

sind, die gleichberechtigt mit Gleichaltrigen ohne Behinderungen aufwachsen, aber be-

sondere Schutz- und Förderbedarfe haben.  

 

 

Der LVR ist in vielfältigen Rollen im Handlungsfeld Erziehung und Bildung bzw. für 

Kinder und Jugendliche aktiv: im Landesjugendamt, in Schulen, in der Jugendhilfe 

Rheinland, in der Kinder- und Jugendpsychiatrie, in der Eingliederungshilfe für Kinder und 

Jugendliche mit Behinderungen und mittelbar als (familienfreundlicher) Arbeitgeber (zu 

den dezernatsübergreifenden Handlungsfeldern vgl. auch Vorlage Nr. 13/3087).  

 

Folgende Aspekte und Entwicklungsperspektiven für den LVR werden dargestellt. Die 

weitere politische Beratung und Bewertung obliegt den zuständigen Fachausschüs-

sen. 

 

Gliederung:  

 

1. Mehrfache Diskriminierung (Lebensalter/Behinderung) ................................... 7 

2. Partizipation von Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen ....................... 7 

3. Zugänglichkeit für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen ......................... 9 

4. Schutz der Rechte intersexueller Kinder .......................................................10 

5. Kinder und Jugendliche mit Behinderungen und Migrationshintergrund oder 

Fluchtgeschichte .......................................................................................11 

6. Adoption von Kindern mit Behinderungen.....................................................12 
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1. Mehrfache Diskriminierung (Lebensalter/Behinderung) 

Um die Aufmerksamkeit für das Thema Kindeswohl bei der Umsetzung der BRK zu erhö-

hen und aufrecht zu erhalten und eine Informationsgrundlage für weitere Diskussi-

onen und Planungen im Sinne des LVR-Aktionsplans zur BRK zu finden, schlägt die 

Stabsstelle Inklusion und Menschenrechte vor, das Konzept für ein Datenblatt „Kinder 

und Jugendliche mit Behinderungen“ zu entwickeln, in dem ausgewählte Kennzah-

len aus dem Zuständigkeitsbereich des LVR zur Darstellung kommen.  

 

 

Für ein solches Datenblatt wären grundsätzlich zwei Perspektiven zu betrachten:  

 

1. Heranwachsende mit Behinderungen in der Gesamtgruppe der Kinder und Jugendli-

chen im Sinne von menschenrechtlicher Gleichstellung mit Gleichaltrigen ohne Behinde-

rungen und  

 

2. Kinder und Jugendliche in der Gesamtgruppe der Menschen mit Behinderungen im 

Sinne von angemessenen Vorkehrungen für diese Altersgruppe, wenn kein besonderes 

altersgerechtes Programm (Angebot, Konzept…) besteht. 

 

 

Die Stabsstelle wird hierfür mit Unterstützung der Fachdezernate zunächst bereits vor-

handene Datenquellen identifizieren und auswerten. Analog des Vorgehens mit dem neu-

en Datenblatt „Geschlechtergerechtigkeit und Behinderung“ (vgl. Vorlage Nr. 

14/2502) könnten vielleicht schon aus ersten Kennzahlen „spannende Fragen“ formu-

liert werden.  

 

Die weitere Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes (BTHG) im LVR mit den aus dem 

Landesausführungsgesetz zu erwartenden (erweiterten) Zuständigkeiten für Kinder 

und Jugendliche mit Behinderungen ist ebenfalls für das geplante Datenblatt zu be-

trachten. 

 

Die Regelungen der neuen EU-Datenschutzverordnung werden bei dem Datenblatt 

berücksichtigt. 

 

2. Partizipation von Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen  

 

2.1 LVR-Schulen 

 

An den Förderschulen des LVR finden für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen 

selbstverständlich die allgemeinen Mitwirkungs- und Mitbestimmungsprozesse von Schü-

lerinnen und Schülern statt: Laut § 74 des Schulgesetzes für das Land Nordrhein-

Westfalen hat die Schülervertretung (SV) im Rahmen des Auftrags der Schule insbe-

sondere die Aufgabe, die Interessen der Schülerinnen und Schüler bei der Gestaltung der 

Bildungs- und Erziehungsarbeit zu vertreten und die fachlichen, kulturellen, sportlichen, 

politischen und sozialen Interessen der Schülerinnen und Schüler zu fördern. Die inhaltli-

che Ausgestaltung der Mitwirkungsrechte der Schülervertretung ist im Erlass über die 
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Mitwirkung der Schülervertretung in der Schule nach dem Schulmitwirkungsgesetz (SV-

Erlass) geregelt1.  

 

Die konkrete Ausgestaltung der Mitwirkung obliegt den LVR-Schulen vor Ort im Rahmen 

der sog. inneren Schulangelegenheiten. Häufig wird der aktiven Mitwirkung und Mit-

gestaltung der Schülerinnen und Schüler im Leitbild oder Schulprogramm eine besondere 

Bedeutung eingeräumt.  

 

 

Die zentrale Schulverwaltung des LVR (Fachbereich Schulen) in Köln sucht darüber hin-

aus den regelmäßigen Austausch mit den gewählten Elternvertreterinnen und Elternver-

tretern aus den LVR-Förderschulen. Im Fachbereich Schulen wird zudem erwogen, für 

welche konkret anstehenden Themen oder Ziele die Schüler- bzw. Schülerinnenver-

tretungen gewinnbringend für beide Seiten miteinbezogen werden kann bzw. könnte.  

 

Ein konkretes Beispiel für „gelebte Partizipation“: Die jeweilige Schülersprecherin oder 

der Schülersprecher wird aktiv an den Schulbesuchen durch den LVR-

Schulausschuss vor Ort beteiligt. 

 

2.2 LVR-Landesjugendamt 

 

Im Kontext der Förderung, Betreuung und Versorgung von Kindern und Jugendlichen 

mit Behinderungen, die in einer Einrichtung leben, wird die Aufsicht und Beratung 

dieser Einrichtungen nach §§ 45 ff. SGB VIII besonders intensiv wahrgenommen, da die-

se Kinder und Jugendlichen oft nicht in der Lage sind, sich gegen missbräuchliches Ver-

halten zu wehren. Somit ist hier die Notwendigkeit besonderer Maßnahmen gegeben (z. 

B. durch speziell ausgebildetes Personal, Kinderschutzkonzepte, Transparenz der Arbeit 

durch Ombudschaft oder Beiräte, erhöhte Aufsichtstätigkeit etc.).  

 

2.3 Eingliederungshilfe 

 

Im Zuge der Umsetzung des BTHG in Nordrhein-Westfalen plant der LVR (auf der 

Grundlage des aktuellen Kabinettentwurfes des Ausführungsgesetzes des Landes) ein 

neues Beratungsangebot für Eltern mit Kindern mit (drohenden) Beeinträchtigungen, das 

wohnortnah eine Anlaufstelle zur Information über Unterstützungsmöglichkeiten im All-

gemeinen und zur Beantragung von Fachleistungen der Eingliederungshilfe nach dem 

neuen SGB IX im Besonderen einschließlich eines personenzentrierten Fallmanagements 

bietet (vgl. auch die Ausführungen zur „Integrierten Beratung“ gemäß Vorlage Nr. 

14/2242). In diesem Kontext ist die Partizipation in persönlichen Angelegenheiten neu zu 

gestalten. 

 

2.4 Beschwerdestellen 

 

Auf Initiative des Landesjugendamtes Rheinland wurde eine landesweite Beschwerdestel-

le in Kooperation mit dem Deutschen Kinderschutzbund NRW installiert. Zu diesem 

Zweck ist der Verein Ombudschaft NRW gegründet worden, der mit Mitteln des Minis-

teriums für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration (MKFFI) finanziert wird.  

                                           
1 Quelle: https://www.schulministerium.nrw.de/docs/Recht/Schulrecht/Schulgesetz/Schulgesetz.pdf 
 

https://www.schulministerium.nrw.de/docs/Recht/Schulrecht/Schulgesetz/Schulgesetz.pdf


9 

 

 

Darüber hinaus verfügt die LVR-Jugendhilfe Rheinland über eine eigene Beschwerde-

stelle mit drei unabhängigen Ombudpersonen, die den Kindern und Eltern in ihren per-

sönlichen Angelegenheiten zur Verfügung stehen.  

 

Unter dem Gesichtspunkt der Partizipation in öffentlichen Angelegenheiten ist schließlich 

auf das Projekt „gehört werden!“ als landesweite Vertretung der Kinder und Jugend-

lichen in stationären Einrichtungen (nach dem Muster der hessischen und bayeri-

schen „Landesheimräte“) in NRW hinzuweisen, das mit Mitteln des MKFFI und der beiden 

Landschaftsverbände dauerhaft finanziert wird. Diese Entwicklung geht ebenfalls auf eine 

Initiative des Landesjugendamtes Rheinland zurück. 

 

Die Zugänglichkeit und Inanspruchnahme des zentralen Beschwerdemanagements 

des LVR (auch) im Hinblick auf junge Menschen ist im Übrigen Aufgabe der Geschäfts-

stelle im Organisationsbereich der LVR-Direktorin. 

 

3. Zugänglichkeit für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen 

 

3.1 Bildungssystem 

 

In der „Allgemeinen Bemerkung Nr. 4 (2016) zum Recht auf inklusive Bildung“ 2 wird ex-

plizit beschrieben, dass die volle Verwirklichung von Artikel 24 der UN-Behinderten-

rechtskonvention nicht mit der „Unterhaltung von zwei Bildungssystemen vereinbar [ist]: 

einem allgemeinen Bildungssystem und einem Sonderbildungssystem/auf Segregation 

beruhenden Bildungssystem“2. Im Bildungssystem des Landes Nordrhein-Westfalen 

hat sich mit dem 9. Schulrechtsänderungsgesetz vom 5. November 2013 die Zugänglich-

keit zum allgemeinen Bildungssystem für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen 

durch einen aufwachsenden Rechtsanspruch bzw. die Festlegung der allgemeinen 

Schule als Regelförderort für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen deutlich ver-

bessert. Allerdings steht dieses Recht immer noch unter einem Ressourcenvorbehalt  

(§ 20 Absatz 4 Schulgesetz NRW).  

 

Kurz nach Inkrafttreten der BRK in Deutschland und bereits vor der o.g. Schulrechtsän-

derung in NRW hat sich der LVR entschlossen, Kindern und Jugendlichen im Einzelfall mit 

einer angemessenen Vorkehrung den Weg in die allgemeine Schule zu ebnen: Die LVR-

Inklusionspauschale wurde bereits im Jahr 2009 modellhaft eingeführt. In den nächs-

ten Jahren sind die Themen Öffnung der Förderschulen, Kooperationen, sozialräumliche 

Vernetzung (vgl. Vorlage Nr. 14/1529) und Beratung im schulischen Kontext für den 

LVR zentrale Aufgabenfelder. Entsprechende politische Aufträge wurden im Haushaltsbe-

gleitbeschluss zum Doppelhaushalt (CDU und SPD, Antrag 14/140) explizit formuliert und 

aktuell bearbeitet.  

 

Im zukünftigen Beratungsangebot des LVR sollen Fachkräfte unterschiedlicher Profes-

sionen den häufig sehr differenzierten Fragestellungen rund um die Förderung von Kin-

dern mit Unterstützungsbedarfen gerecht werden. Es soll sich nach Auffassung des LVR-

Dezernates Schulen und Integration um ein Beratungsangebot handeln, das als „Lotse“ 

                                           

2 http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/PDF-Dateien/UN-
Dokumente/CRPD_Allgemeine_Bemerkung_Nr4_zum_Recht_auf_inklusive_Bildung.pdf 

http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/PDF-Dateien/UN-Dokumente/CRPD_Allgemeine_Bemerkung_Nr4_zum_Recht_auf_inklusive_Bildung.pdf
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/PDF-Dateien/UN-Dokumente/CRPD_Allgemeine_Bemerkung_Nr4_zum_Recht_auf_inklusive_Bildung.pdf
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fungiert, um Ratsuchende mit Fragestellungen aus dem Bereich der Inklusion mit den 

passenden Informationen oder weiterführenden Beratungsangeboten zu versorgen.  

 

 

Im vorschulischen Bereich des Bildungssystems kann von einer weitreichenden Zu-

gänglichkeit gesprochen werden. Mehr als 90% der Kinder mit Behinderungen werden in 

den Tageseinrichtungen durch die entsprechenden Förderungen der Landschaftsverbände 

gemeinsam mit Kindern ohne Behinderungen betreut. Im Kindergartenjahr 2016/17 wur-

den immerhin noch 178 heilpädagogische Gruppen ausschliesslich mit Kindern mit 

Behinderungen belegt. 

 

3.2 Justizsystem 

 

Hinsichtlich angemessener Vorkehrungen für Menschen mit Behinderungen im Justizsys-

tem kann auf die seit dem 1. Januar 2017 neu im Strafverfahrensrecht verankerte sog. 

Psychosozialen Prozessbegleitung verwiesen werden. Durch sie wird „besonders be-

lasteten Opfern bestimmter schwerer Straftaten“ ein Opferunterstützungsdienst mit dem 

Ziel emotionaler und psychologischer Unterstützung in Strafverfahren zur Seite gestellt.  

 

Zum Kreis der besonders schutzbedürftigen Opfer und deren Angehörigen, sofern sie ih-

rerseits besonders schutzbedürftig sind und einer besonderen Unterstützung bedürfen, 

zählen unter anderem Kinder und Jugendliche, Personen mit Behinderungen oder 

psychischen Beeinträchtigungen. Die Beiordnung durch das Gericht kommt also zum 

Beispiel insbesondere in Betracht für minderjährige Opfer oder Zeugen schwerer Sexual- 

oder Gewaltstraftaten.  

 

Erste Erfahrungen oder Fallzahlen dazu an der Schnittstelle zu den Aufgaben des Op-

ferentschädigungsrechts (Fachbereich Soziales Entschädigungsrecht) liegen im LVR 

noch nicht vor, auch wenn die Leistung ausdrücklich die Vermittlung von Bewältigungs-

strategien und Maßnahmen zur Reduzierung von Belastungen z.B. in Form von weiterge-

henden Hilfeleistungen medizinischer oder psychologischer Art und die Vermittlung in das 

bestehende Hilfesystem umfasst. 

 

4. Schutz der Rechte intersexueller Kinder 

 

4.1 Jugendhilfe 

 

Im Rahmen des Kinder-und Jugendförderplans NRW wurden von 2014 bis 2016 in 

der Förderposition 1.1.2 „Weiterentwicklung der Offenen Kinder-und Jugendarbeit“ 16 

Projekte für lesbische, schwule, bisexuelle, transgender, transsexuelle und intersexuelle 

Kinder/Jugendliche gefördert. In der Evaluation der Projekte ist deutlich geworden, dass 

diese Zielgruppen besondere Bedarfe im Rahmen der offenen Kinder- und Jugendarbeit 

haben. Zum einen müssen geschützte, diskriminierungsfreie Räume bereitgestellt 

werden, zum anderen bedarf es einer weiteren Qualifizierung der Fachkräfte. Als Beson-

derheit zeigt sich auch die Notwendigkeit, die Eltern als Adressaten mit einzubeziehen. 
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4.2 Psychiatrie 

 

In den Abteilungen für Kinder- und Jugendpsychiatrie, Psychosomatik und Psy-

chotherapie (KJPPP) des LVR-Klinikverbundes werden vereinzelt Jugendliche behan-

delt, die als intersexuell oder mit dem weitergefassten Begriff „Transgender“ erfasst wer-

den können. Dazu werden keine speziellen Konzepte vorgehalten. Bei der kinder- und 

jugendpsychiatrischen Behandlung von Jugendlichen, bei denen gelebte Intersexualität 

ein Thema ist, werden die damit verbundenen spezifischen Aspekte im Sinne des perso-

nenzentrierten Ansatzes berücksichtigt. Alltägliche Regelungen werden individuell verein-

bart, z.B. bei der Zimmerwahl (falls kein Einzelzimmer zur Verfügung steht), bei der Nut-

zung von Bädern (bei gemeinschaftlicher Nutzung) oder der Auswahl geeigneter Grup-

penangebote. 

 

Nur ein Teil der Patientinnen und Patienten strebt körperliche Veränderungen an. Das 

Erleben von Geschlechtsdysphorie stellt (gemäß DSM-5) die notwendige Bedingung für 

die Indikation körperverändernder Maßnahmen dar. In der kinder- und jugendpsy-

chiatrischen Behandlung wird in der Regel nicht gezielt auf geschlechtsanpassende Ope-

rationen hingearbeitet, nicht zuletzt aufgrund von Instabilität der Geschlechtsdysphorie 

im Verlauf von Kindheit, Jugend und Erwachsenenalter bei vielen Betroffenen. In Fällen, 

wo sich eine solche Frage stellt, wird auf spezialisierte Institutionen verwiesen, die 

die Indikation von körperverändernden Maßnahmen sehr sorgfältig klären kann. 

 

5. Kinder und Jugendliche mit Behinderungen und Migrationshintergrund oder 

Fluchtgeschichte 

 

5.1 Landesjugendamt 

 

In der Landesstelle für die Verteilung unbegleiteter ausländischer Minderjähri-

ger NRW (LVR-Dezernat Jugend) wird auf die behinderungsbedingten Bedarfe aller an-

kommenden Kinder und Jugendlichen Rücksicht genommen. Die kommunalen Jugendäm-

ter geben die ihnen bekannten Förderbedarfe an die Landesstelle weiter, die ihrerseits 

nach einem geeigneten Jugendamt sucht und stets eine Einzelfallentscheidung trifft. Die 

pädagogischen Fachkräfte der Landesstelle stehen im engen Austausch mit den Jugend-

ämtern, so dass nur dann eine Verteilung des Minderjährigen stattfindet, wenn keine Be-

einträchtigungen dem entgegenstehen und eine geeignete Unterbringung am Ankunftsort 

gewährleistet ist. Zudem besteht die Möglichkeit, Kinder und Jugendliche von der Vertei-

lung gänzlich auszuschließen, wenn ein entsprechender Bedarf besteht. 

 

5.2 LVR-Schulen 

 

Mit regional unterschiedlichen Häufigkeiten werden an den LVR-Förderschulen auch 

Schülerinnen und Schüler mit Behinderung, deren Eltern neu zugewandert sind, beschult. 

Die Gestaltung der Rahmenbedingungen für die individuelle Förderung dieser Kinder und 

Jugendlichen stellt eine besondere Herausforderung dar und liegt als innere Schulangele-

genheit außerhalb der direkten Einflussmöglichkeit des LVR als Schulträger.  

 

Ein besonderes Phänomen zeigt beispielhaft einen spannenden Aspekt von Vielfalt und 

soll zu einer ganzheitlichen Betrachtung anregen: In LVR-Schulen mit dem Förder-

schwerpunkt Hören und Kommunikation berichten Fachkräfte von der Beobachtung, 
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dass Kinder und Jugendliche mit Zuwanderungsgeschichte häufig durch den lautsprach-

begleitenden Einsatz von Gebärden innerhalb kürzerer Zeit „ankommen“ und eher in au-

tonome Kommunikation und damit selbstbestimmten sozialen Kontakt mit ihren Mitschü-

lerinnen und Mitschülern finden. Die Barriere „verbale Muttersprache“ besteht zwischen 

den so geförderten Kindern und Jugendlichen mit Hörschädigungen nicht bzw. nur deut-

lich reduzierter als bei Kindern ohne gebärdenunterstütztes Sprachlernen.  

 

5.3 LVR-Klinikverbund 

 

Eines der Leitziele des LVR-Klinikverbundes ist die Förderung der Kultursensibilität in sei-

nen neun Kliniken. Der erste LVR-Psychiatriereport (2016) widmet sich ausführlich dem 

Schwerpunktthema „Migration und Integration“ und berichtet u.a. über die Traum-

abehandlung von besonders schutzbedürftigen, schwer traumatisierten Flüchtlingen und 

ein kunsttherapeutisches Angebot für Kinder aus Flüchtlingsfamilien. 

 

6. Adoption von Kindern mit Behinderungen 

 

Die Vorbereitung und auch die nachgehende Begleitung von Adoptionsbewerberinnen und 

–bewerbern ist bei der Aufnahme von Kindern mit besonderen Eigenschaften oder Be-

dürfnissen intensiver in den Blick zu nehmen. Adoptiveltern muss im Vorfeld klar sein, 

was auf sie zukommt, wenn sie ein Kind mit Beeinträchtigungen oder Behinderung aus 

dem In- oder Ausland aufnehmen. Im Entscheidungsprozess benötigen sie fachkundige 

Beratung durch Fachkräfte der Adoptionsvermittlungsstellen, die über besondere Kennt-

nisse in diesem Bereich verfügen.  

 

Im Rahmen von regelmäßigen Informationsveranstaltungen, die im Jahr 2017 von 

rund 150 Interessierten besucht wurden, wird über die besonderen Bedarfe solcher Kin-

der informiert und eine Reflexion zu Haltung und Bewusstsein zur Adoption dieser Kinder 

gefördert. Fachkräften der Adoptionsvermittlungsstellen werden in Fortbildungsveranstal-

tungen für die fachlichen Erfordernisse, die mit der Aufnahme eines Kindes mit besonde-

ren Bedürfnissen verbunden sind, sensibilisiert.  

 

Es braucht jedoch auch Änderungen von gesetzlichen Rahmenbedingungen, um die 

Adoption von Kindern mit Behinderungen zu fördern. So sollten z.B. Pflegeeltern, die ein 

Kind mit besonderen Bedürfnissen adoptieren wollen, durch die Adoption nicht ihr Unter-

stützungssystem verlieren, sondern weiterhin Zugang zu den Leistungen und Hilfen 

erhalten, die sie oder ihr Kind benötigen. 

 

 

Die Stabsstelle Inklusion und Menschenrechte wird über weitere Entwicklungen im The-

menfeld (insbesondere über die Entwicklung des neuen „Datenblattes“) berichten und 

steht intern beratend und koordinierend zur Verfügung. 

 

 

 

L u b e k 

 

 

Anlagen 
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Anlagen zur Vorlage Nr. 14/2453 

 

 

Anlage 1 

 

Staatenprüfung: Was sagt der UN-Fachausschuss zu BRK hinsichtlich des 

Handlungsfeldes Bildung und Erziehung und des Grundsatzes des 

Kindeswohls?  

 

Hier werden die Empfehlungen des Ausschusses selbst und allgemeine Darstellungen der 

Verwaltung zu verschiedenen Aspekten zur Kenntnis gebracht.   

 

 

 

Anlage 2 

 

Plakat der Stadt Nürnberg: Die 10 wichtigsten Kinderrechte im Überblick
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Anlage 1 

 

Staatenprüfung: Was sagt der UN-Fachausschuss zu BRK hinsichtlich des 

Handlungsfeldes Bildung und Erziehung und des Grundsatzes des 

Kindeswohls?  

 

1. Diskriminierung und Kindeswohl 

 

Die UN-Behindertenrechtskonvention (BRK) hebt mit Artikel 7 das besondere 

Schutzbedürfnis von Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen hervor, da sie 

einem besonderen Risiko der Mehrfachbenachteiligung unterliegen. Auch in Artikel 3 wird 

in „die Achtung vor den sich entwickelnden Fähigkeiten von Kindern mit Behinderungen 

und die Achtung ihres Rechts auf Wahrung ihrer Identität“ als einer der allgemeinen 

Grundsätze der BRK formuliert.1  

 

Um Erkenntnisse über tatsächliche Diskriminierungen zu ermitteln, empfiehlt der UN-

Fachausschuss im Rahmen der Staatenprüfung Deutschlands umfassend Daten über 

Menschen mit und ohne Behinderungen in allen Lebensbereichen zu sammeln. Diese 

Daten sollen systematisch auch nach Geschlecht, Alter2 und Behinderung 

aufgeschlüsselt sein (vgl. Ziffern 57 und 58 der Abschließenden Bemerkungen) – und 

damit ggf. auch Hinweise auf die mehrfache Benachteiligung von Kindern und 

Jugendlichen mit Behinderungen geben können. 

 

Auch wenn der UN-Fachausschuss in den Abschließenden Bemerkungen  

bemängelt, dass „Eltern von Kindern mit Behinderungen nicht frei über die Art der 

Bildung und Dienstleistungen für ihre Kinder entscheiden können“, ist aus der 

Jugendhilfe bekannt, dass Eltern tatsächlich nicht in jedem Fall das Kindeswohl 

vor die eigenen Interessen stellen (können).  

 

 

Die systematische Unterscheidung der Ebenen „Sorgerechte und -pflichten von Eltern“ 

und „Rechte ihrer Kinder“ ist von zentraler Bedeutung für den wirksamen Schutz der 

Rechte von Kindern und Jugendlichen mit und ohne Behinderungen! 

 

 

2. Partizipation von Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen in 

persönlichen und öffentlichen Angelegenheiten 

 

Im Rahmen der Staatenprüfung zeigt sich der UN-Fachausschuss besorgt darüber, dass 

„Kinder mit Behinderungen nicht systematisch in Entscheidungen, die ihr Leben 

betreffen, einbezogen werden“ (Partizipation in persönlichen Angelegenheiten, vgl. 

Vorlage-Nr. 14/1822). Er empfiehlt daher, „Garantien zu verabschieden, um das Recht 

                                           
1 Die UN-Kinderrechtskonvention wiederum greift in Artikel 23 die Perspektive der Kinder mit Behinderungen 

explizit auf (siehe z.B. das Plakat der Kinderkommission der Stadt Nürnberg, da als Anlage 2 beigefügt ist). 
2 Die Perspektive älter werdender bzw. alter Menschen mit Behinderungen ist in der BRK nicht ausdrücklich zu 

finden. Allerdings befassen sich die Vereinten Nationen seit einigen Jahren verstärkt mit dieser Fragestellung. 
Im Ergebnis könnte dieser Prozess auf eine neue „Konvention für die Rechte von älteren Menschen“ 
hinauslaufen. 
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von Kindern mit Behinderungen zu schützen, zu allen ihr Leben berührenden 

Angelegenheiten angehört zu werden, unter Bereitstellung behinderungsgerechter und 

altersgemäßer Assistenz“.  

 

Zudem solle sichergestellt werden, „dass alle Kinder mit Behinderungen in 

Rechtsvorschriften, Politikkonzepten und Maßnahmen nach dem Prinzip der 

Chancengleichheit und der Inklusion in die Gemeinschaft Berücksichtigung finden“ (vgl. 

Ziffern 17 und 18 der Abschließenden Bemerkungen; gemäß Vorlage Nr. 14/1822 

sprechen wir im LVR hier von der Partizipation in öffentlichen Angelegenheiten).  

 

Für das LVR-Dezernat Jugend bzw. das Landesjugendamt stellt das 

Bundeskinderschutzgesetz eine wesentliche Rechtsgrundlage dar. In ihm sind 

Möglichkeiten der Partizipation fest verankert. Es wird hier kein Unterschied gemacht 

zwischen Kindern mit und ohne Behinderungen. Es gilt der Grundsatz, dass alle Kinder 

die gleichen Rechte haben.  

 

Im Elementarbereich wird von allen Trägern von Betreuungseinrichtungen erwartet, 

dass sie im Rahmen ihrer jeweiligen Konzeptionen geeignete Verfahren zur 

Beteiligung/Partizipation beschreiben, um diese dann auch entsprechend umsetzen zu 

können. Ebenso wird vorausgesetzt, dass alle Kinder die Möglichkeit erhalten, 

Beschwerden in persönlichen Angelegenheiten vorzubringen.  

 

 

3. Zugänglichkeit insbesondere des Bildungs- und Justizsystems für Kinder und 

Jugendliche mit Behinderungen (vgl. Ziffern 45 und 46 der Abschließenden 

Bemerkungen) 

 

3.1 Bildung 

 

Der UN-Fachausschuss zeigt sich besorgt über die Ausgestaltung des Rechtes auf Bildung 

für Menschen mit Behinderungen in Deutschland (vgl. Artikel 24 BRK). Der Ausschuss 

empfiehlt dem Vertragsstaat, 

 umgehend eine Strategie, einen Aktionsplan, einen Zeitplan und Ziele zu 

entwickeln, um in allen Bundesländern den Zugang zu einem qualitativ 

hochwertigen, inklusiven Bildungssystem herzustellen, einschließlich der 

notwendigen finanziellen und personellen Ressourcen auf allen Ebenen; 

 im Interesse der Inklusion das segregierte Schulwesen zurückzubauen, und 

empfiehlt, dass Regelschulen mit sofortiger Wirkung Kinder mit Behinderungen 

aufnehmen, sofern dies deren Willensentscheidung ist; 

 sicherzustellen, dass auf allen Bildungsebenen angemessene Vorkehrungen 

bereitgestellt werden und auf dem Rechtsweg durchsetzbar und einklagbar sind. 

 die Schulung aller Lehrkräfte auf dem Gebiet der inklusiven Bildung sowie die 

erhöhte Zugänglichkeit des schulischen Umfelds, der Materialien und der 

Lehrpläne und die Bereitstellung von Gebärdensprache in allgemeinen Schulen, 

einschließlich für Postdoktoranden, sicherzustellen. 
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Zum Recht auf Bildung wurde 2016 nach einem intensiven Konsultationsprozess durch 

den UN-Fachausschuss in Genf auch eine sog. Allgemeine Bemerkung Nr. 4 

veröffentlicht, die sich an alle Vertragsstaaten gleichermaßen richtet. Hierin bringt der 

UN-Fachausschuss – auf Basis seiner Erfahrungen mit den bereits durchgeführten 

Staatenprüfungen – seine völkerrechtliche Interpretation von Artikel 24 BRK zum 

Ausdruck. Diese Allgemeinen Bemerkungen sind nicht rechtsverbindlich, stellen aber eine 

zentrale völkerrechtliche Referenz für die Staatenprüfungen dar.  

 

Hier stellt der UN-Fachausschuss klar, „dass Staaten, die neben dem regulären 

Schulsystem ein Sonder- oder Förderschulsystem weiter aufrechterhalten, die 

Verpflichtung zur Schaffung eines inklusiven Systems nicht erfüllen“. Die 

Aufrechterhaltung zweier Schulsysteme ließe sich menschenrechtlich auch nicht 

über das Elternwahlrecht rechtfertigen: „Das Recht auf inklusive Bildung ist ein Recht des 

Kindes, nicht der Eltern. Ein dauerhaftes Vorhalten einer Wahlmöglichkeit durch das 

staatliche Schulsystem widerspricht der Verpflichtung aus der UN-BRK, wonach eine 

inklusive Schulstruktur den Bedürfnissen eines jeden Kindes gerecht werden muss. (…) 

In einem inklusiven Schulsystem bräuchte es gar kein Elternwahlrecht hinsichtlich der 

Schulform“.3 

 

Das 9. Schulrechtsänderungsgesetz NRW garantiert ein Wahlrecht der Eltern 

hinsichtlich des Förderortes des behinderten Kindes. Aufgrund des Vorrangs des Gesetzes 

als rechtsstaatliche Maxime bindet dieses Wahlrecht alle Akteure und impliziert zum 

jetzigen Zeitpunkt die Aufrechterhaltung erreichbarer Förderschulen.  

 

Denkbar ist, dass im weiteren Verlauf der Transformation in Richtung eines inklusiven 

Schulsystems der Gesetzgeber zukünftig das Elternwahlrecht einschränken wird.  

 

Der LVR übernimmt konsequent seine Verantwortung als gesetzlich zuständiger 

Förderschulträger für die Förderschwerpunkte Körperliche und motorische Entwicklung, 

Sehen, Hören und Kommunikation sowie Sprache in der Sekundarstufe I. Dabei sind 

diese LVR-Schulen an die individuellen Bedürfnisse der Kinder und Jugendlichen 

angepasst und daher als gut vorbereitete – im Sinne der BRK „adaptierte“ - Lernorte für 

Kinder mit Förderbedarf zu betrachten. 

 

Die LVR-Inklusionspauschale stellt heute eine Anreizfinanzierung und 

Einzelfallförderung in Ergänzung zur landesrechtlichen Förderung dar, welche die 

Finanzierung von Hilfen für den Besuch des Gemeinsamen Lernens unterstützt. Bei der 

LVR-Inklusionspauschale handelt es sich um eine freiwillige Leistung, mit welcher der LVR 

Schulträger allgemeiner Schulen unterstützt, wenn diese Kinder oder Jugendliche mit 

Behinderungen aufnehmen möchten und im Vorfeld angemessene Vorkehrungen z.B. 

sächlicher oder baulicher Art nötig sind.  

 

Die Beantragung der LVR-Inklusionspauschale ist häufig mit einer individuellen Beratung 

für eine Schülerin oder einen Schüler auf dem Weg in die allgemeine Schule verbunden 

und trägt somit auch dazu bei, das Expertenwissen des LVR als Förderschulträger 

dem allgemeinen System zur Verfügung zu stellen.  

                                           
3 Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention bei Deutschen Institut für Menschenrechte (2017):  
Inklusive Bildung ist ein Menschenrecht. Warum es die inklusive Schule für alle geben muss. Position. 
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Für Schülerinnen und Schüler mit Behinderungen, die in verschiedenen Schulen im 

Gemeinsamen Lernen unterrichtet werden, fördert der LVR den Austausch und den 

gemeinsamen Kompetenzerwerb bei ähnlichen Behinderungen bzw. Förderbedarfen. 

Diese sog. Peer-Group-Angebote (vgl. Vorlage Nr. 14/997) bedeuten lebendigen 

Austausch zwischen dem Förderschulsystem und dem allgemeinen System bzw. 

Unterstützung für das allgemeine System und die dort beschulten Schülerinnen und 

Schüler mit Förderbedarf. 

 

Da das Gelingen des gemeinsamen Lernens maßgeblich von der Qualität des 

aufnehmenden allgemeinen Systems abhängt, sollte nach Auffassung des LVR als 

Schulträgers parallel zur Beratung von Familien auch die Beratung kommunaler 

Akteure, etwa im Hinblick auf die bedarfsgerechte sächliche, räumliche und personelle 

Ausstattung der allgemeinen Schulen, erfolgen.  

 

3.2 Justiz 

 

Ebenfalls unter dem Aspekt der Zugänglichkeit findet das besondere Schutzbedürfnis 

von Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen in den Abschließenden Bemerkungen 

auch mit Blick auf den Zugang zur Justiz Erwähnung. So sei besonders darauf zu achten, 

dass verfahrensbezogene Vorkehrungen auch in besonderer Weise die Bedarfe von 

Kinder mit Behinderungen in den Blick nehmen (vgl. Ziffern 27 und 28 der 

Abschließenden Bemerkungen mit dem Beispiel Mädchen mit Behinderungen als 

Opfer von Gewalt in Gerichtsverfahren). 

 

4. Bereiche besonderer Gefährdung 

 

4.1 Schutz der Rechte intersexueller Kinder 

 

Der UN-Fachausschuss zur BRK verweist auf die Empfehlungen zur Umsetzung der sog. 

UN-Antifolterkonvention im Rahmen der Staatenprüfung 2011 (CAT/C/DEU/CO/5, Ziff. 

20) über die Wahrung der körperlichen Unversehrtheit von intersexuellen Kindern. Diese 

seien noch nicht ausreichend umsetzt worden (vgl. Ziffern 37 und 38 der Abschließenden 

Bemerkungen). 

 

4.2 Kinder und Jugendliche mit Behinderungen von Eltern mit 

Migrationshintergrund oder Fluchtgeschichte 

 

Einen Fokus legt der UN-Fachausschuss in der Staatenprüfung auf das (aktuelle) Thema 

Zuwanderung einschließlich Fluchtgeschichte. Die Bedarfe von Kindern mit 

Behinderungen aus solchen Familien müssten besondere Beachtung finden (vgl. Ziffern 

17 und 18 der Abschließenden Bemerkungen). 

 

4.3 Adoption von Kindern mit Behinderungen 

 

Aus Sicht des UN-Fachausschusses sollten im größeren Umfang Möglichkeiten eröffnet 

werden, Kinder mit Behinderungen zu adoptieren (vgl. Ziffern 43 und 44 der 

Abschließenden Bemerkungen). 
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In diesem Zusammenhang wird übrigens auch auf die mangelnde Unterstützung von 

Eltern mit Behinderungen hingewiesen, unabhängig davon, ob bei diesen Eltern Kinder 

mit oder ohne Behinderungen aufwachsen: Es werden Maßnahmen angeraten, „um 

ausdrücklich gesetzlich zu verankern, dass Kinder nicht auf Grund einer elterlichen 

Behinderung von ihren Eltern getrennt werden dürfen.“ (vgl. Ziffern 43 und 44 der 

Abschließenden Bemerkungen sowie Vorlage-Nr. 14/1181 sowie den „1. LVR-Dialog 

Inklusion und Menschenrechte“ am 22.11.2017). 

 

 

 



Die 10 wichtigsten
Kinderrechte im Überblick

Die jeweiligen Artikel können in der UN-Kinderrechtskonvention nachgelesen werden.

1 Du hast ein Recht darauf, ohne Benachteiligung  
aufwachsen zu können. (Artikel 2 und 30) 

2 Du hast das Recht, gesund leben zu können.  
(Artikel 24, 27, 33)

3 Du hast das Recht, lernen zu können und eine  
Ausbildung machen zu können, welche deinen  
Fähigkeiten und Wünschen entspricht. 
(Artikel 28)

4 Du hast das Recht, sicher und behütet aufzuwachsen.  
Jedes Kind hat ein Recht auf Liebe und ein Recht auf  
elterliche Fürsorge. (Artikel 5, 9, 18, 20)

5 Du hast das Recht, dass Dein Privatleben respektiert 
wird und Du wertschätzend und respektvoll behandelt 
wirst. (Artikel 16)

6 Du hast eine Meinung und Du darfst diese jederzeit  
äußern. Auch hast du einen Anspruch auf Information 
und das Recht, bei Fragen, die Dich betreffen,  
mitzubestimmen und mitzuwirken.  
(Artikel 12, 13, 15, 17, 42)

7  Du hast das Recht auf Schutz vor Krieg und auf der 
Flucht. (Artikel 10, 22, 38)

8 Du hast das Recht, vor Gewalt, Missbrauch und  
Ausbeutung geschützt zu werden.  
(Artikel 11,19, 32, 34, 35, 36, 37, 39, 40)

9 Du hast ein Recht auf Freizeit und Erholung.  
(Artikel 31)

10 Als behindertes Kind hast Du das Recht, aktiv am Leben 
teilnehmen zu können. Du hast das Recht die Förderung 
und Fürsorge zu bekommen, welche am besten zu Dir 
passt. (Artikel 23)
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